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Text 

§ 17b. (1) § 1 Abs. 1, §§ 16 und 16a, § 17b Abs. 3 sowie im Teil 2 der Anlage zu § 2 der sechste und 
siebente Tatbestand in Z 1 und die Z 13 im Abschnitt A, die Anfügung der Tatbestände im Abschnitt B, 
die Z 9, die Ersetzung eines Begriffes in Z 17 und die Z 25 im Abschnitt C, die Überschrift, der Entfall 
der Z 6 und die Neubezeichnung der bisherigen Z 7 im Abschnitt F, Abschnitt H, die Neubezeichnungen 
der bisherigen Abschnitte H bis J, die Neubezeichnung des bisherigen Abschnittes K einschließlich der 
Überschrift und der Entfall der Z 3 bis 7 und Z 9 bis 12, die Neubezeichnung des bisherigen Abschnittes 
L einschließlich der Überschrift und der Z 2 dieses Abschnittes, die Neubezeichnung des bisherigen 
Abschnittes M, die Z 10 sowie die Neubezeichnung des bisherigen Abschnittes N einschließlich der 
Überschrift, der Anfügung in Z 2 und Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 1105/1994 treten 
mit 1. Jänner 1995 in Kraft. 

(2) Bescheide und Dienstgebererklärungen auf Grund des § 16 Z 2 und 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 1105/1994 können bereits ab seiner Kundmachung erlassen oder abgegeben 
werden, sie dürfen jedoch frühestens mit 1. Jänner 1995 in Kraft gesetzt werden. 

(3) Der Wirkungsbereich der Personalvertretungsorgane, die am 1. Jänner 1995 beim 
Bundesministerium für Umwelt eingerichtet sind, erstreckt sich bis zum Ablauf ihrer Funktionsperiode 
auch auf den Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Jugend und Familie. 

(Anm.:Abs. 4 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 10/1999) 

(5) Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 522/1995 tritt mit 1. Jänner 1995 in Kraft 
und mit Ablauf des 31. Dezember 1995 außer Kraft. 
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(6) Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 820/1995 tritt mit 1. Jänner 1996 in Kraft. 

(7) § 1 Abs. 1, § 17b Abs. 8, ferner im Teil 2 der Anlage zu § 2 die Ersetzungen in Abschnitt A Z 10, 
Abschnitt C Z 1, 25 und 28 sowie in Abschnitt D Z 3, die Anfügung in Abschnitt E Z 6, Abschnitt F, der 
Entfall des Abschnittes H, die drei letzten Tatbestände in Abschnitt J, Abschnitt L, Abschnitt N sowie der 
Entfall des Abschnittes O in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 201/1996 treten am 1. Mai 1996 
in Kraft. 

(8) Der Bundesminister für Wissenschaft, Verkehr und Kunst hat mit Bescheid festzustellen, welche 
Beamten des bisherigen Bundesministeriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr ausschließlich oder 
überwiegend Aufgaben besorgen, welche ab 1. Mai 1996 in den Wirkungsbereich eines anderen 
Bundesministeriums fallen. Für vertraglich Bedienstete gilt dies mit der Maßgabe, daß an die Stelle des 
Bescheides eine Dienstgebererklärung tritt. 

(9) § 1 Abs. 1, § 7 Abs. 9, § 17 Abs. 3, Abs. 10 und 11 dieses Paragraphen sowie Abschnitt A Z 5, 6, 
10 und 15 bis 21, Abschnitt C Z 1, 25 und 28, die Überschrift des Abschnittes D, Abschnitt D Z 3, 7 und 
8, Abschnitt E Z 9, 9a und 9b, die Bezeichnungen der bisherigen Abschnitte G bis N (der neu 
bezeichneten Abschnitte F bis M), der bisherige Abschnitt L Z 1 (der neubezeichnete Abschnitt K Z 1), 
der bisherige Abschnitt G Z 12 und 13 (der neubezeichnete Abschnitt F Z 12 und 13), der bisherige 
Abschnitt M Z 2 (der neubezeichnete Abschnitt L Z 2) und die Überschrift des bisherigen Abschnittes N 
(des neubezeichneten Abschnittes M) des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 21/1997 treten mit 15. Februar 1997 in Kraft. Zugleich treten Abschnitt F und der bisherige 
Abschnitt N Z 16 in der zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung außer Kraft. 

(10) Der Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat mit Bescheid festzustellen, welche 
Beamten des bisherigen Bundesministeriums für Gesundheit und Konsumentenschutz Aufgaben 
besorgen, die ab 15. Februar 1997 in den Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales fallen, und welche Beamten Aufgaben besorgen, die ab diesem Zeitpunkt in den 
Wirkungsbereich des Bundeskanzleramtes fallen. Für vertraglich Bedienstete gilt dies mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle des Bescheides eine Dienstgebererklärung tritt. 

(11) Die beim Bundesministerium für Gesundheit und Konsumentenschutz eingerichteten 
Personalvertretungsorgane gelten bis zum Ablauf ihrer Funktionsdauer als beim Bundeskanzleramt 
eingerichtete Personalvertretungsorgane. Ihr Wirkungsbereich erstreckt sich auf die Bediensteten im 
Planstellenbereich des Bundeskanzleramtes oder des Bundesministeriums für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales, die Aufgaben besorgen, die bis zum Ablauf des 14. Februar 1997 in den Wirkungsbereich des 
Bundesministeriums für Gesundheit und Konsumentenschutz gefallen sind. 

(12) § 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 10/1999 tritt mit 1. Jänner 1999 in Kraft. 
Zugleich tritt Abs. 4 in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung außer Kraft. 

(13) Für das Inkrafttreten durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 16/2000 neu gefasster oder 
eingefügter Bestimmungen, für das Außerkrafttreten durch dasselbe Bundesgesetz aufgehobener Teile 
dieses Bundesgesetzes sowie für den Übergang zur neuen Rechtslage gelten §§ 16 und 16a sowie die 
folgenden Bestimmungen: 

 1. § 1 Abs. 1, § 16 Z 5, Z 7 des Teiles 1 der Anlage zu § 2, Abschnitt A Z 1 bis 3, 5, 10 und 12 bis 
16, Abschnitte B und C, die Neubezeichnung der Abschnitte D bis F, Abschnitt D Z 9 bis 10, 
Abschnitt E Z 1, 6 und 12, Abschnitt F Z 12, Abschnitt G, die Überschrift des Abschnitts H, 
Abschnitt H Z 1, 3, 7, 9, 12, 13 und 16 bis 22, Abschnitte I bis K, die Überschrift des Abschnitts 
L sowie Abschnitt L Z 1 bis 5, 10, 13 bis 15, 19, 25, 28 und 30 bis 35 des Teiles 2 der Anlage zu 
§ 2 treten mit 1. April 2000 in Kraft. Zugleich treten Abschnitt A Z 6 und 17 bis 21 sowie der 
bisherige Abschnitt C (nunmehriger Abschnitt L) Z 7, 8 und 10 des Teiles 2 der Anlage zu § 2, in 
der bis dahin geltenden Fassung, außer Kraft. 

 2. Das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft tritt für die 
Anwendung des § 16 Z 1 bis 5 an die Stelle des bisherigen Bundesministeriums für Umwelt, 
Jugend und Familie. Dem im Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen 
fortbestehenden Dienststellen(wahl)ausschuss für Jugend und Familie kommen auch die 
Aufgaben eines Zentral(wahl)ausschusses zu. 

 3. § 16 Z 5 und 6 bezieht sich auf die auf Grund der 9. Personalvertretungswahlen 1999 
eingerichteten Personalvertretungsorgane. 

 4. Der Wirkungsbereich der Personalvertretungsorgane, die am 1. April 2000 beim 
Bundesministerium für Finanzen eingerichtet sind, erstreckt sich vorbehaltlich der Z 5 lit. a bis 
zum Ablauf ihrer Funktionsperiode auch auf das Bundesministerium für öffentliche Leistung und 
Sport. 
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 5. § 16 Z 6 ist bezüglich 

 a) der aus dem Bundeskanzleramt in das Bundesministerium für soziale Sicherheit und 
Generationen oder in das Bundesministerium für öffentliche Leistung und Sport, 

 b) der aus dem Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten in das 
Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie oder in das Bundesministerium 
für Landesverteidigung und 

 c) der aus dem Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales in das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 

übernommenen Bediensteten anzuwenden. 

 6. Z 5 lit. b und § 16 Z 1 bis 4 gilt sinngemäß für die dem Bundesministerium für wirtschaftliche 
Angelegenheiten nachgeordneten Dienststellen. 

(14) Abschnitt L Z 21 lit. f bis h des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 141/2000 tritt mit 1. Jänner 2001 in Kraft. 

(15) Für das In-Kraft-Treten durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 17/2003 neu gefasster oder 
eingefügter Bestimmungen, für das Außer-Kraft-Treten durch dasselbe Bundesgesetz aufgehobener Teile 
dieses Bundesgesetzes sowie für den Übergang zur neuen Rechtslage gelten §§ 16 und 16a sowie die 
folgenden Bestimmungen: 

 1. § 1 Abs. 1, § 3 sowie Abschnitt A Z 1, 5, 6, 16 und 17, Abschnitt B, Abschnitt C Z 2, Abschnitt 
D Z 9, Abschnitte E bis I, die Überschrift des Abschnittes J, Abschnitt J Z 2, 16 und 17, 
Abschnitt K Z 2 und Abschnitt L Z 6, 15 bis 17 und 24 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 17/2003 treten, soweit nicht in Z 2 anderes bestimmt 
ist, mit 1. Mai 2003 in Kraft. Zugleich treten § 17 Abs. 4 sowie Abschnitt I, Abschnitt J Z 5, 6 
und 18 bis 20 und Abschnitt L Z 18 und 19 des Teiles 2 der Anlage zu § 2, in der bis dahin 
geltenden Fassung, außer Kraft. 

 2. Abschnitt D Z 2 und Abschnitt F Z 3 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 treten mit 1. Mai 2004 in 
Kraft. 

 3. Die beim Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen bestehenden (Abs. 13 Z 2 
letzter Satz und § 16 Z 5) Personalvertretungsorgane gelten bis zum Ablauf ihrer Funktionsdauer 
als beim Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz 
eingerichtete Personalvertretungsorgane. 

 4. Dem gemäß Abs. 13 Z 2 im Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen 
fortbestehenden Dienststellen(wahl)ausschuss für Jugend und Familie kommen bis zum Ablauf 
seiner Funktionsperiode neben seiner Aufgaben als Zentral(wahl)ausschuss für Jugend und 
Familie auch die Aufgaben eines Zentral(wahl)ausschusses für die nach § 16 Z 1 bis 3 aus dem 
Bundesministerium für Justiz in das Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und 
Konsumentenschutz übernommenen Bediensteten zu. 

 5. Der Wirkungsbereich der Personalvertretungsorgane, wie er zum in Z 1 genannten Zeitpunkt 
besteht, erstreckt sich bis zum Ablauf der Funktionsperiode des jeweiligen 
Personalvertretungsorgans weiterhin auf die gemäß § 16 Z 1 bis 3 

 a) aus dem Bundesministerium für öffentliche Leistung und Sport in das Bundeskanzleramt und 

 b) aus dem Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen in das 
Bundesministerium für Gesundheit und Frauen 

übernommenen Bediensteten. 

 6. Zuständigkeitsvorschriften in besonderen Bundesgesetzen gelten auch insofern als entsprechend 
geändert (§ 16a), als sie mit Abschnitt F Z 1 des Teiles 2 der Anlage zu § 2, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 17/2003, nicht übereinstimmen. 

(16) Abschnitt K Z 13 und Abschnitt L Z 1 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung BGBl. I 
Nr. 73/2004 treten mit 1. September 2004 in Kraft. 

(16a) Abschnitt A Z 17 und Abschnitt E Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 118/2004 tritt mit 1. Jänner 2005, jedoch nicht vor dem Ablauf des Tages der 
Kundmachung des genannten Bundesgesetzes im Bundesgesetzblatt, in Kraft. Zugleich treten Abschnitt I 
Z 23 und Abschnitt J Z 17 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 außer Kraft. 

(17) Abschnitt H des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung BGBl. I Nr. 92/2005 tritt mit 
1. August 2005 in Kraft. 

(18) Für das In-Kraft-Treten durch die Bundesministeriengesetz-Novelle 2007, BGBl. I Nr. 6/2007, 
neu gefasster oder eingefügter Bestimmungen, für das Außer-Kraft-Treten durch dasselbe Bundesgesetz 
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aufgehobener Teile dieses Bundesgesetzes sowie für den Übergang zur neuen Rechtslage gelten §§ 16 
und 16a sowie die folgenden Bestimmungen: 

 1. § 1 Abs. 1, § 12, § 15, § 17 Abs. 2 Z 8, Z 2 des Teiles 1 der Anlage zu § 2 sowie Abschnitt A 
Z 14 bis 17, die Überschrift des Abschnitts B, die Bezeichnungen der neuen Abschnitte J, C, D, 
E, F, G, H und I, Abschnitt C (neu) Z 2, die Überschrift des Abschnitts D (neu), Abschnitt D 
(neu) Z 2 bis 4 und Z 7 bis 13, Abschnitt E (neu) Z 3, Abschnitt G (neu), Abschnitt H (neu) Z 4, 
die Überschrift des Abschnitts I (neu), Abschnitt I (neu) Z 5, 6, 7 und 8, Abschnitt J (neu), 
Abschnitt K Z 13, Abschnitt L Z 1 und 5 sowie Abschnitt M des Teiles 2 der Anlage zu § 2 treten 
mit 1. März 2007 in Kraft. Zugleich tritt der bisherige Abschnitt J Z 7 bis 11, 13 und 14 des 
Teiles 2 der Anlage zu § 2 außer Kraft. 

 2. § 17b Abs. 16a tritt mit 29. September 2004 in Kraft. 

 3. § 16 Z 6 ist bezüglich 

 a) der aus dem Bundeskanzleramt in das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur, 

 b) der aus dem Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur in das 
Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung, 

 c) der aus dem Bundesministerium für Gesundheit und Frauen in das Bundeskanzleramt sowie 

 d) der aus dem Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz 
in das Bundesministerium für Gesundheit, Familie und Jugend 

übernommenen Bediensteten anzuwenden. 

(19) Für das Inkrafttreten der durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 4/2008 geänderten oder neu 
gefassten Bestimmungen und für das Außerkrafttreten der durch dieses Bundesgesetz aufgehobenen 
Bestimmungen sowie für den Übergang zur neuen Rechtslage gelten die §§ 16 und 16a sowie folgende 
Bestimmungen: 

 1. Abschnitt A Z 7, Abschnitt B, Abschnitt H Z 16 und Abschnitt L Z 16 und 17 des Teiles 2 der 
Anlage zu § 2 treten mit 1. März 2007 in Kraft. 

 2. Abschnitt E Z 1, Abschnitt F Z 6 und Abschnitt K Z 13 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 treten mit 
1. Jänner 2008 in Kraft. 

 3. § 16 Z 6 ist bezüglich der aus dem Bundesministerium für Inneres in das Bundeskanzleramt 
übernommenen Bediensteten anzuwenden. 

(20) Für das Inkrafttreten durch die Bundesministeriengesetz-Novelle 2009, BGBl. I Nr. 3/2009, neu 
gefasster oder eingefügter Bestimmungen, für das Außerkrafttreten durch dasselbe Bundesgesetz 
aufgehobener Teile dieses Bundesgesetzes sowie für den Übergang zur neuen Rechtslage gelten §§ 16 
und 16a sowie die folgenden Bestimmungen: 

 1. § 1 Abs. 1, § 7 Abs. 6 und 10, § 8 Abs. 1, Z 3 und 7 des Teiles 1 der Anlage zu § 2 sowie 
Abschnitt A Z 6, Abschnitt C (neu), die Bezeichnungen der neuen Abschnitte D bis I, Abschnitt 
D (neu) Z 2, die Überschriften der Abschnitte E (neu) und L, Abschnitt F (neu) Z 1, Abschnitt H 
(neu) samt Überschrift, Abschnitt I (neu) Z 7 und 17, Abschnitt J Z 5, Abschnitt K Z 13, 
Abschnitt L Z 21 lit. i und 34 bis 41 wie auch Abschnitt M Z 3 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 
treten mit 1. Februar 2009 in Kraft. Zugleich treten § 7 Abs. 7 sowie Abschnitt A Z 17, Abschnitt 
E (neu) Z 7 bis 13 und der bisherige Abschnitt I des Teiles 2 der Anlage zu § 2 außer Kraft. 

 2. § 16 Z 6 ist bezüglich 

 a) der aus dem Bundeskanzleramt in das Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport, 

 b) der aus dem Bundesministerium für Gesundheit, Familie und Jugend in das 
Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend sowie 

 c) der aus dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit in das Bundesministerium für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz 

übernommenen Bediensteten anzuwenden. 

 3. § 3a und § 7 Abs. 5a treten mit 1. Jänner 2013 in Kraft. Die durch sie erforderlich werdenden 
Maßnahmen sind jedoch so rechtzeitig zu treffen, dass sie spätestens mit dem genannten 
Zeitpunkt wirksam werden. 

(21) Abschnitt F Z 6 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 12/2012 tritt mit 1. April 2012 in Kraft. 

(22) Für das Inkrafttreten der durch das 2. Stabilitätsgesetz 2012, BGBl. I Nr. 35/2012, geänderten 
oder neu gefassten Bestimmungen, für das Außerkrafttreten der durch dasselbe Bundesgesetz 
aufgehobenen Bestimmungen sowie für den Übergang zur neuen Rechtslage gelten § 16 Z 6 sowie die 
folgenden Bestimmungen: 
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 1. § 7 Abs. 6 erster Satz sowie Abschnitt A Z 2, 6 und 13 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 treten mit 
1. Mai 2012 in Kraft; 

 2. Abschnitt C Z 1 lit. b des Teiles 2 der Anlage zu § 2 tritt mit 1. Juli 2012 in Kraft; gleichzeitig 
tritt Abschnitt K Z 10 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 außer Kraft. 

(23) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 33/2013 treten in Kraft: 

 1. Abschnitt L Z 40 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 mit 1. Februar 2009; 

 2. Abschnitt A Z 2 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 mit 25. April 2012; 

 3. die neue Paragraphenbezeichnung des § 16a (§ 17 neu), die Überschriften zur Anlage zu § 2, zu 
den Teilen 1 und 2 dieser Anlage und zu den Abschnitten A bis M dieser Teile, Abschnitt A Z 3 
des Teiles 2 der Anlage zu § 2 und Abschnitt D Z 2a des Teiles 2 der Anlage zu § 2 mit Ablauf 
des Monats der Kundmachung dieses Bundesgesetzes; gleichzeitig tritt § 17 außer Kraft. 

(24) Mit 1. Jänner 2014 werden jene Bediensteten des Bundesvergabeamtes, die nicht 
rechtsprechende Aufgaben zu besorgen haben, in das Bundeskanzleramt übernommen. Auf Verlangen 
eines betroffenen Bediensteten stellt der Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend fest, ob der 
Bedienstete mit Ablauf des 31. Dezember 2013 solche Aufgaben des Bundesvergabeamtes zu besorgen 
hatte. Den in das Bundeskanzleramt übernommenen Bediensteten ist, sofern nicht wichtige dienstliche 
Interessen entgegenstehen, eine Verwendung im Aufgabenbereich des Bundesverwaltungsgerichtes 
zuzuweisen, die der bisherigen Verwendung des Bediensteten zumindest gleichwertig ist. 

(25) Abschnitt A Z 3 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 122/2013 tritt mit Ablauf des 28. Februar 2013 in Kraft. 

(26) Für das Inkrafttreten durch die Bundesministeriengesetz-Novelle 2014, BGBl. I Nr. 11/2014, 
neu gefasster oder eingefügter Bestimmungen, für das Außerkrafttreten durch dasselbe Bundesgesetz 
aufgehobener Teile dieses Bundesgesetzes sowie für den Übergang zur neuen Rechtslage gelten §§ 16 
und 17 sowie die folgenden Bestimmungen: 

 1. § 1 Abs. 1, § 15, die Überschriften vor § 16, § 17, § 17a und § 18, Teil 1 Z 2 der Anlage zu § 2, 
Abschnitt A Z 1, 5 bis 7 und 13 bis 21, Abschnitt B, Abschnitt C Z 10, Abschnitt D (neu) und 
E (neu), die Bezeichnungen der Abschnitte F bis M (bisher D bis I, K und L), Abschnitt F (neu) 
Z 2, 9a und 9b, Abschnitt H (neu) Z 1, Abschnitt I (neu) Z 7, Abschnitt K (neu) Z 7 und 16, die 
Überschrift des Abschnittes M (bisher L), Abschnitt L (neu) Z 13 sowie Abschnitt M (neu) Z 5, 
15 bis 17, 19, 23 und 34 (neu) bis 36 (neu) des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 11/2014 treten mit 1. März 2014 in Kraft. Zugleich treten 
Abschnitt J, Abschnitt L Z 34 bis 41 und die Überschrift des Abschnitts M des Teiles 2 der 
Anlage zu § 2 in der bisherigen Fassung außer Kraft. 

 2. § 16 Z 6 ist bezüglich 

 a) der aus dem Bundeskanzleramt in das Bundesministerium für Bildung und Frauen, 

 b) der aus dem Bundesministerium für Inneres in das Bundesministerium für Europa, Integration 
und Äußeres, 

 c) der aus dem Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur in das Bundeskanzleramt 
sowie 

 d) der aus dem Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend in das Bundesministerium 
für Familien und Jugend 

übernommenen Bediensteten anzuwenden. 

(27) Für das Inkrafttreten der durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 49/2016 neu gefassten 
Bestimmungen und für den Übergang zur neuen Rechtslage gelten die §§ 16 und 17 sowie die folgenden 
Bestimmungen: 

 1. § 1 Abs. 1 Z 4 und 7 sowie die Abschnitte D und G des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 49/2016 treten mit 1. Juli 2016 in Kraft. 

 2. § 16 Z 6 ist bezüglich der aus dem Bundesministerium für Bildung und Frauen in das 
Bundesministerium für Gesundheit und Frauen übernommenen Bediensteten anzuwenden. 

(28) Für das Inkrafttreten durch die Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBl. I Nr. 164/2017, 
neu gefasster oder eingefügter Bestimmungen, für das Außerkrafttreten durch dasselbe Bundesgesetz 
aufgehobener Teile dieses Bundesgesetzes sowie für den Übergang zur neuen Rechtslage gelten §§ 16 
und 17 sowie die folgenden Bestimmungen: 

 1. § 1 Abs. 1, § 7 Abs. 10 und 11, § 9 Abs. 2, Abschnitt A Z 1 bis 3, 4a bis 6, 9, 10, 16 und 21 bis 
32, Abschnitt B, Abschnitt C (neu), Abschnitt D (neu) Überschrift sowie Z 1, 10 und 11 bis 17, 
Abschnitt E, Abschnitt F (neu), Abschnitt G (neu) Z 6, 9b und 12, Abschnitt H Z1, Abschnitt I 
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(neu), Abschnitt J (neu) Überschrift, Z 7, 16 und 21 bis 26, Abschnitt K (neu) sowie Abschnitt L 
Z 12 und 13 des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 164/2017 treten mit 8. Jänner 2018 in Kraft. Zugleich treten der bisherige Abschnitt D, der 
bisherige Abschnitt G, Abschnitt G (neu) Z 9 und Abschnitt M des Teiles 2 der Anlage zu § 2 
außer Kraft. 

 2. § 16 Z 1 bis 4 ist bezüglich der Bediensteten des Bundesministeriums für Gesundheit und Frauen, 
die ausschließlich oder überwiegend Präsidialaufgaben besorgen, mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass das Bundesministerium für öffentlichen Dienst und Sport übernehmendes 
Bundesministerium im Sinne des § 16 Z 1 und 2 ist. 

 3. § 16 Z 6 ist bezüglich 

 a) der aus dem Bundeskanzleramt in das Bundesministerium für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort oder das Bundesministerium für Verfassung, Reformen, Deregulierung 
und Justiz, 

 b) der aus dem Bundesministerium für Familien und Jugend oder dem Bundesministerium für 
Gesundheit und Frauen in das Bundeskanzleramt sowie 

 c) der aus dem Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft in das 
Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus 

übernommenen Bediensteten anzuwenden. 

Zuletzt aktualisiert am 

28.01.2020 

Gesetzesnummer 

10000873 

Dokumentnummer 

NOR40199810 


